Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 


1122 


Der Bundesminister der Finanzen 

II E/l - BL 1530 - 310/54 


Bonn, den 6. Januar 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Entschädigung der Fischer im Luftwaffenübungs- 
gebiet Großer Knechtsand 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
8. Juli 1954 

- Drucksachen 139, 527 - 


In seiner 37. Sitzung am 8. Juli 1954 hat der Deutsche Bundestag 
auf Grund des Mündlichen Berichts des Ausschusses für Besatzungs- 
folgen über den Antrag der Fraktion der SPD betreffend Entschä- 
digung der Fischer im Luftwaffenübungsgebiet Großer Knechtsand 
beschlossen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, in angemessener Zeit, wenn 
genügend Erfahrungen über die den Fischern im Luftwaffen- 
übungsgebiet Großer Knechtsand entstandenen Schaden sowie 
über deren Auswirkungen auf die Verarbeitungsbetriebe gesam- 
melt worden sind, spätestens jedoch in sechs Monaten dem 
Bundestag zu berichten, ob mit der vorgesehenen Entschädi- 
gungsart die endgültigen Schäden tatsächlich abgegolten sind. 

Namens der Bundesregierung gestatte ich mir, zu diesem Beschluß 
folgendes zu berichten: 

L Durch die Sperrmaßnahmen, die wegen der Benutzung des Großen 
Knechtsandes als Bombenabwurfplatz getroffen werden mußten, 
werden die Krabbenfischer in Dorum und Spieka in ihrer Fang- 
tätigkeit behindert. Während der Sperrzeiten können sie weder die 
Fanggründe des Großen Knechtsandes aufsuchen noch nach anderen 
Fanggründen auslaufen. Ertragsausfälle haben sie dadurch erstmals 
im November 1953 erlitten. 

Zum Ausgleich der den Fischern bis Ende Februar 1954 entstandenen 
Schäden hat der Bundesminister der Finanzen einen Betrag von 
58 402,88 DM zur Verfügung gestellt, wie dem Bundestag am 
21. Januar 1954 berichtet worden ist. 
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Für die Zeit nach dem 1. März 1954 ist den Fischern ein Schadens- 
ausgleich nach Maßgabe der Grundsätze gewährt worden, die in dem 
Schreiben des Bundesministers der Finanzen an den Herrn Nieder- 
sächsischen Minister der Finanzen vom 10. März 1954 - II C - 
BL 1530 - 57/54 - aufgestellt worden sind. Die Ausgleichsbeträge 
sind nach den Durchschnittserträgen der entsprechenden Monate der 
Jahre 1950 bis 1953 und nach der Zahl der infolge der Sperrmaß- 
nahmen ausgefallenen Fangtage je Monat berechnet worden, wobei 
jedoch höchstens die Zahl der Fangtage berücksichtigt wird, die dem 
Durchschnitt der Fangtage des entsprechenden Monats der Vergleichs- 
jahre entspricht. Bei der Berechnung des Ausgleichsbetrages sind die 
Erträge, die die Fischer trotz der Sperrmaßnahmen erzielten, zunächst 
in vollem Umfange berücksichtigt worden. 

Durch das Schreiben des Bundesministers der Finanzen an den Herrn 
Niedersächsischen Minister der Finanzen vom 7. Oktober 1954 
- II E - BL 1530 - 253/54 - ist die mit Schreiben vom 10. März 1954 
getroffene Regelung noch verbessert worden. Bei der Berechnung 
der Ausgleichsbeträge werden die Durchschnittserträge der Jahre 1950 
bis 1953 zwar mengenmäßig berücksichtigt, aber wertmäßig die 
jeweils geltenden Tagespreise zu Grunde gelegt. Außerdem werden 
die von den Fischern trotz der Sperrmaßnahmen noch erzielten 
Erträge nur in Höhe von 60 v. H. an gerechnet. Dadurch wird den 
Fischern ein Anreiz geboten, ihre Tätigkeit im größtmöglichen Um- 
fange fortzusetzen. Sie haben auf diese Weise die Möglichkeit, trotz 
der Sperrmaßnahmen höhere Einnahmen zu erzielen als in den 
vorangegangenen Jahren. 

Die mit dem Schreiben vom 7. Oktober 1954 getroffene Regelung 
gilt rückwirkend vom 1. März 1954. 

Insgesamt sind für die Zeit vom 1. März 1954 bis 30. November 
1954 an 34 Fischer 362 975,50 DM ausgezahlt worden. Der für 
den Monat Dezember zu zahlende Ausgleichsbetrag wird vom 
Fischereiamt in Bremerhaven auf etwa 8 — 9000,— DM geschätzt. 

2. Dem Anträge des Fischerei Vereins Wremen, die in Wremen an- 
sässigen Fischer in die Ausgleichsregelung einzubeziehen, hat das 
Bundesministerium der Finanzen nicht entsprechen können, da die 
Anträge nach übereinstimmender Auffassung der beteiligten Bundes- 
und Landesressorts nicht gerechtfertigt sind. Die Fischer aus dem 
Wremer Tief sind im Gegensatz zu ihren Berufskollegen in Dorum 
und Spieka in der Lage, während der Sperrzeiten aus ihren Häfen 
auszulaufen und mit ihrer Fischerei in andere auch sonst von ihnen 
aufgesuchte Gebiete auszuweichen. 

3. Entschädigungsansprüche sind außer von den Krabbenfischern 
auch von verschiedenen Krabbenverarbeitungsbetrieben angemeldet 
worden mit der Begründung, durch verringerte Zulieferung von 
Krabben sei der Umsatz und damit auch der Ertrag ihrer Unter- 
nehmen zurück ge gangen. Unter Zurückstellung allgemeiner Bedenken 
hat sich der Bundesminister der Finanzen im Schreiben vom 7. Ok- 
tober 1954 wegen der besonderen Umstände des Falles grundsätzlich 
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bereiterklärt, den drei Krabbenverarbeitungsbetrieben in Dorum 
und Wremen einen Schadensausgleich zu gewähren. Diese Betriebe 
werden Ausgleichszahlungen erhalten, soweit infolge eines auf der 
zeitweiligen Sperrung des Fischereigebietes im »Großen Knechtsand 
beruhenden Rückganges der Krabbenzulieferungen durch die in 
Dorum und Spieka ansässigen Fischer die Erträge der Unternehmen 
nicht mehr ausreichen, um die fortlaufenden notwendigen Betriebs- 
kosten und den angemessenen Lebensunterhalt der Inhaber und ihrer 
unterhaltsberechtigten Angehörigen, soweit er bisher aus den Erträgen 
des Unternehmens bestritten worden ist, zu decken. Der Herr Nieder- 
sächsische Minister der Finanzen ist gebeten worden, dem Bundes- 
ministerium der Finanzen Vorschläge für die Bemessung einer 
Ausgleichszahlung zu übermitteln, sobald das wirtschaftliche Ergebnis 
der Betriebe im Geschäftsjahr 1954 vorliegt. 

Mit den vorstehend genannten Maßnahmen ist nach Auffassung der 
Bundesregierung eine angemessene Entschädigung der entstandenen 
Schäden gewährleistet. 


In Vertretung 

Hartmann 
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